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(Rr. 12866.) Geſetz über Anderungen von Stiftungen. Vom 10. Juli 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8.1. 
() Stiftungen können durch Beſchluß ihrer Vorſtände mit Genehmigung der ſtaatlichen Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuſammengelegt, aufgehoben oder in ihren Zwecken geändert werden, wenn es wegen 


weſentlicher Anderung der Verhältniſſe angezeigt erſcheint. Die Abſicht des Stifters iſt tunlichſt 
zu berückſichtigen. In dem Beſchluſſe kann auch ein Anfallberechtigter beſtimmt werden. 


(2) Der Abſ. I gilt auch für Familienſtiftungen mit der Maßgabe, daß ihre Satzungen auch 
inſoweit gemäß Abſ. 1 geändert werden können, als fie nicht den Zweck der Stiftung betreffen. 


a 9 2. 
Kommt in den Fällen des § 1 ein Beſchluß des Vorſtandes nicht zuſtande, obwohl er nach 


Anſicht der Aufſichtsbehörde angelt erſcheint, ſo kann die Aufſichtsbehörde nach entſprechender 
Mitteilung an den Vorſtand die Nachprüfung der Vermögensverwaltung einſtweilen einſtellen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. Juli 1924. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Severing, 
zugleich für den Minifterpräfidenten, 


Geſetzzammlung 1924. (Nr. 12866128719 
Ausgegeben zu Berlin den 18. Juli 1924. 


— 576 — 


(Nr. 12867.) Geſetz über die Aufhebung der aufbauen Verordnung vom 2./6. März 1811. Vom 
15. Juli 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Paragraph. 


Die Naſſauiſche Verordnung vom 2./6. März 1811, die Veredlung der inländiſchen Pferde⸗ 
zucht betreffend, (Sammlung der Verordnungen von Naſſau, Band I S. 179) wird aufgehoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 15. Juli 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 


(Nr. 12868.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Hohenſtein und ale Vom 15. Juli 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 


In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Gefegfamml. S. 393) werden die 
Gemeinden Grieslienen, Kucharzewo, Nußthal und Sombien unter Abtrennung von dem Aints— 
gericht in Allenſtein dem Amtsgericht in Hohenſtein zugelegt. 


9 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1924 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. a 


Berlin, den 15. Juli 1924. 


Sigel) Das Preußiſche en 


Braun. am Zehnhoff. 
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(Nr. 12869.) Geſetz zur Anderung der Jagdordnung. Vom 15. Juli 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


e Artikel J. 

Die Jagdordnung vom 15. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 207) in der Faſſung des Geſetzes 
vom 19. Sktober 1922 (Geſetzſamml. S. 308) und der Verordnung vom 12. November 1923 
(Geſetzſamml. S. 532) wird wie folgt geändert: 

1. Es werden erſetzt: 

a) im § 72 die Worte „20 Mark“ durch die Worte „20 Goldmark; 

b) im 8 73 die Worte „15 bis 100 Mark'“ durch die Worte „15 bis 150 Goldmark“; 

e) im § 75 die Worte „6 bis 15 Mark“ durch die Worte „ bis 15 Goldmark; 

d) im § 76 Abſ. 1 die Worte „150 Mark“ durch die Worte „150 Goldmark“; die 
Worte „100 Mark“ durch die Worte „100 Goldmark“; die Worte „60 Mark“ durch 
die Worte „60 Goldmark“; die Worte „30 Mark“ durch die Worte „30 Goldmark 
die Worte „10 Mark“ durch die Worte „10 Goldmark!“ die Worte „5 Mark! durch 
die Worte „5 Goldmark“ und die Worte „2 Mark“ durch die Worte „2 Goldmark!“ 

im Abf. 2 die Worte „15 Mark“, „5 Mark! und „1 Mark“ durch die Worte 
„15 Goldmark“, „5 Goldmark“ und „1 Goldmark“; 
e) im § 77 und § 78 Abſ. 1 die Worte „150 Mark“ durch die Worte „150 Goldmark“; 
t) im § 78 Abſ. 2 die Worte „30 Mark“ durch die Worte „30 Goldmark!. 


2. Der § 79 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 
Auf die Zahlung und Beitreibung einer nach Maßgabe der vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen verhängten Geldſtrafe finden die SS 28, 28a, 28 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
in der Faſſung der Verordnung über Vermögensſtrafen und Bußen vom 6. Februar 1924 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 44) Anwendung; an die Stelle einer uneinbringlichen Geldſtrafe 
tritt Haftſtrafe nach Maßgabe des § 29 des Reichsſtrafgeſetzbuchs in der Faſſung der 
gleichen Verordnung. 
3. Im 8 80 Abſ. 2 werden erſetzt: 
a) das Wort „zwölfte“ durch das Wort „vierzehnte“ und 
p) die Worte „und wegen Mangels der zur Erkenntnis der Strafbarkeit ſeiner Tat 
erforderlichen Einſicht freigeſprochen iſt“ durch die Worte „und deshalb nicht ſtrafbar 
iſt, weil er zur Zeit der Tat nach ſeiner geiſtigen und ſittlichen Entwicklung unfähig 
war, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu 
beſtimmen“. i 
Artikel II. 
(1) In Abänderung der Verordnung zur Anpaſſung der Jagdſcheinabgaben an die Geld- 
entwertung vom 12. November 1923 (Geſetzſamml. S. 532) wird die Abgabe für den Jahres- 
jagdſchein von 5 auf 15 Goldmark und für den Tagesjagdſchein von 1 auf 3 Goldmark erhöht. 
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(2) Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausgeſtellten Jagdſcheine behalten ihre Gültigkeit 
für die Zeit, für die fie ausgeſtellt ſind. N ö BB 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 15. Juli 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12870.) Geſetz über die Ernennung ſtellvertretender Mitglieder des Diſziplinarhofs für nichtrichterliche 
Beamte. Vom 15. Juli 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
See 
Beim Diſziplinarhofe für nichtrichterliche Beamte können neben den ordentlichen Mitgliedern 
ſtellvertretende Mitglieder ernannt werden. Die für die ordentlichen Mitglieder geltenden Vor- 
ſchriften finden auf die ſtellvertretenden Mitglieder entſprechende Anwendung. 
| | Re 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft.“ 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 15. Juli 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12871.) Dritte Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung. Vom 12. Juli 1924. 


Auf Grund des § 6 Abſ. 2 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) 
wird folgendes verordnet: 
N 81. 
(1) Die mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln ausgeführten Neubauten, die nach dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden find, unterliegen vom J. Juli 1924 ab der Hauszinsſteuer nach Maßgabe der SS 2 bis 9 
der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) und der hier nachfolgenden 
Beſtimmungen. i 
(22) Bei den erſt nach dem 1. April 1924 bezugsfertig werdenden Bauten tritt die Steuerpflicht mit 
dem 1. April 1925 ein. i f 
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5 h . 5 
Als Beihilfen aus öffentlichen Mitteln gelten ſolche, die gewährt worden ſind auf Grund 

a) der Beſtimmungen des Bundesrats für die Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen aus Reichsmitteln 
vom 31. Oktober 1918 (Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 1160), 

b) der Beſtimmungen des Reichsrats über die Gewährung von Darlehen aus Reichsmitteln zur 
Schaffung neuer Wohnungen vom 10. Januar 1920 (Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 56), 

c) der Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 14. Januar 192], betreffend die Bereit- 
ſtellung von Staatsmitteln zur Abbürdung der Baukoſtenüberteuerung, vom 25. Februar 1921, 
28. Februar 1922, 17. April 1923 (Min. Bl. »Volkswohlfahrt« 1921 S. 131, 1922 S. 169 
und 1923 S. 255). 

8 3. 

(1) Bauten, für welche die von Reich, Staat oder Gemeinde gewährten Beihilfen (§ 2) mit wenigſtens 
40 vom Hundert ihres Goldmarkwerts, berechnet nach dem Berliner Dollarkurs am Auszahlungstage der 
Beihilfen an den Bauherrn, zurückgezahlt worden ſind oder bis zum 30. September 1924 noch zurückgezahlt 
werden, find von der Hausziusſteuer auf Antrag zu befreien. i 

(2) Die Anträge ſind unter Vorlage einer die erfolgte Rückzahlung beſtätigenden Erklärung des für 
die Durchführung des Beihilfeverfahrens zuſtändigen Verfahrensträgers an den Vorſitzenden des Steuer 
ausſchuſſes zu richten. X mi 

(3) Gegen die Ablehnung des Antrags find die gegen die Veranlagung zur Hauszinsſteuer zuläffigen 
Rechtsmittel gegeben. 

8 4. 

Der Ertrag der Steuer ($ 1), der ausſchließlich zur Förderung des Wohnungsbaues beſtimmt iſt, fließt 
zur Hälfte den Stadt⸗ und Landkreiſen und den kreisangehörigen Städten, Amtern und Landbürgermeiſtereien 
mit mehr als 10 000 Einwohnern, denen nach § 11 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924 
die Verwendung des zur Förderung der Neubautätigkeit beſtimmten Teiles der Hauszinsſteuer übertragen iſt, 
nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens zu. Das gleiche gilt ohne Rückſicht auf die Einwohnerzahl für 
die Städte, die nach § 28 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 181) den Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern gleichgeſtellt find. 


Berlin, den 12. Juli 1924. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
v. Richter. N Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Januar 1924 über die Genehmigung der 
Verlegung des Geſchäftsjahrs der Königsberg-Kranzer Eiſenbahn auf das Kalenderjahr in Abände⸗ 
rung der Konzeſſionsurkunde vom 25. Juli 1884 durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg 
Nr. 27 S. 174, ausgegeben am 5. Juli 1924; 


1 


Anderung der Geſchäftsanweiſung, betreffend die Ausgabe von Meliorationsſchuldverſchreibungen der 
Bank der Oſtpreußiſchen Landſchaft (§ 5 Nr. 1, 7 der Satzung der Bank der Oftpreußifchen Land⸗ 
ſchaft), durch die Amtsblätter . 5 

der Regierung in Königsberg Nr. 11 S. 67, ausgegeben am 15. März 1924, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 11 S. 58, ausgegeben am 15. März 1924, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 11 S. 44, ausgegeben am 15. März 1924 und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 11 S. 41, ausgegeben am 15. März 1924; 


89 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Februar 1924 über die Genehmigung einer 
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3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. März 1924 über die Genehmigung eines 
Nachtrags zu den keglementariſchen Beſtimmungen des Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 


Kredit⸗Inſtituts durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 17 
S. 153, ausgegeben am 26. April 1924, a i 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsmmiſteriums vom 5. Mai 1924 über die Genehmigung von Ande⸗ 
rungen der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den Kleingrundbeſitz durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Stettin Nr. 24 Sonderbeilage, ausgegeben am 14. Juni 1924 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Mai 1924 über die Genehmigung von Ande— 
rungen der Landſchaftsordnung der Pommerſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung 
in Stettin Nr. 24 Sonderbeilage, ausgegeben am 14. Juni 1924; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Mai 1924 über die Genehmigung von Ande⸗ 
rungen der Satzung der Schleswig -Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung in 
Schleswig Nr. 23 S. 249, ausgegeben am 31. Mai 1924; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Mai 1924 über Genehmigung von Anderungen 
der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswi 
Nr. 24 S. 260, ausgegeben am 7. Juni 1924 g 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Juni 1924 über Genehmigung eines Nachtrags 
zum Statut der Zentrallandſchaft für die Preußiſchen Staaten vom 21. Mai 1873 durch das Amtsblatt 
der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 26 S. 247, ausgegeben am 28. Juni 1924; 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 7. Juni 1924 über die Verleihung des Eut⸗ 
eignungsrechts an das Elektrizitätswerk Beſtwig, G. m. b. H. in Beſtwig, für den Bau von Über⸗ 
landleitungen im Kreiſe Meſchede durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 27 S. 156, 
ausgegeben am 5. Juli 1924 ö 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Juni 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungrechts an die Deutſche Continental⸗Gasgeſellſchaft in Deſſau für den Bau eines elektriſchen 
Leitungsnetzes im Kreiſe Jerichow I durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 26 S. 213, 
ausgegeben am 28. Juni 1924; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Juni 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an das Elektrizitätswerk Wittingen (Zweckverband) in Wittingen (Hannover) für den 
Bau von Überlandleitungen im Kreiſe Iſenhagen durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg 
Nr. 26 S. 140, ausgegeben am 28. Juni 1924 


12. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Juni 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an den Lauenburgiſchen Landeskommunalverband in Ratzeburg i. L. für die Errichtung 
einer Waſſerkraftanlage durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 28 S. 289, aus— 
gegeben am 5. Juli 1924. N 
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